
Bundessozialgericht

11b RAr 35/85 Im Namen des Volkes

Verkündet [] .]

am 2“. Februar 1987 fiel

in dem Rechtssheü

co.nconcooooounooooooooococon.-ucoooooooocooooooulooolo

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ................................

g e g e n

.etc......on....cooooo-ooooooooooooooooco.-ooooco-onoco

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 11b Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 24. Februar 1987

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten hin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 12. November 1985,

soweit es die Berufung der Beklagten zurückgewiesen hat,

aufgehoben; die Sache wird in diesem Umfang an das Landes—

sozialgericht zur neuen Verhandlung und Entscheidung

zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Im Revisionsverfahren ist noch streitig, ob eine Bewilligung von

Unterhaltsgeld (Uhg) nach 5 48 Sozialgesetzbuch — Verwaltungs—

verfahren - (SGB 10) teilweise aufgehoben werden durfte.

Die Beklagte bewilligte dem Kläger mit Verfügung vom 18. März

1981 Uhg für die Zeit vom 16. Februar 1981 bis zum 14. Mai 1982

unter Einstufung in die Leistungsgruppe B nach 5 111 Abs 2 Nr 1

Buchst b Arbeitsförderungsgesetz (AFG). Hierbei ging sie davon

aus, daß auf der Lohnsteuerkarte für 1981 die Steuerklasse I

eingetragen war und daß der Kläger (noch) verheiratet sei, obwohl

er seit dem 16. Dezember 1980 rechtskräftig geschieden war. Am

19. Mai 1981 heiratete der Kläger wieder, worauf von da an in

die Lohnteuerkarte die Lohnsteuerklasse V eingetragen wurde. Die

Beklagte will dies erst erfahren haben, als der Kläger im Mai

1982 die Weiterbewilligung des Uhg beantragte.

Mit Bescheid vom 12. November 1982 korrigierte die Beklagte die

Bewilligung des Uhg für die Zeit vom 16. Februar bis 13. Mai

1981 und für die Zeit vom 14. Mai 1981 bis zum 1“. Mai 1982.

Für den ersten Zeitraum nahm sie die Bewilligung nach S 45 SGB 10

zurück, soweit das Uhg das nach Leistungsgruppe A zustehende Uhg

überstieg; für den zweiten Zeitraum hob sie die Bewilligung nach

S 48 SGB 10 insoweit auf, als das nach Leistungsgruppe B bewil—
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ligte Uhg höher als das nach Leistungsgruppe D zustehende Uhg

war. Die überzahlten Leistungen in Höhe von 6.759,30 DM ver-

langte sie vom Kläger zurück. Dessen Widerspruch blieb erfolglos.

Auf die Klage hin hat das Sozialgericht (SG) mit Urteil vom

6. März 1985 den Bescheid vom 12. November 1982 und den Wider-

spruchsbescheid aufgehoben. Das Landessozialgericht (LSG) hat die

auf den Zeitraum vom 1N. Mai 1981 bis zum 1ü. Mai 1982 be-

schränkte Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Die an sich nach

5 147 Sozialgerichtsgesetz (SGG) unzulässige Berufung sei auf—

grund des 5 150 Nr 2 SGG zulässig; die Beklagte habe zu Recht als

wesentlichen Mangel im Verfahren des SG gerügt, daß dessen Urteil

keine Entscheidungsgründe für die noch streitige Zeit enthalte.

Die Berufung sei jedoch unbegründet. Durch die Wiederheirat und

Änderung der Steuerklasse sei am 1“. Mai 1981 eine wesentliche

Änderung der Verhältnisse iS des S “8 Abs 1 SGB 10 eingetreten.

Von den Voraussetzungen des Satzes 2, unter denen der Verwal—

tungsakt rückwirkend zum Änderungszeitpunkt aufgehoben werden

solle, sei die Erfüllung der in Nr 2 genannten nicht sicher; der

Kläger behaupte zwar, die Wiederheirat unverzüglich angezeigt zu

haben; ob das zutreffe, sei jedoch zweifelhaft und könne unent-

schieden bleiben. Die Nrn 1 und 3 kämen ohnehin nicht in Be—

tracht; auch die Nr 4 erscheine trotz der dem Kläger gegebenen

Hinweise zweifelhaft. Die angefochtenen Bescheide seien indessen

aus einem anderen Grund rechtswidrig und daher aufzuheben. % U8

Abs 1 Satz 2 SGB 10 räume der Beklagten mit dem Wort "soll" ein

allerdings auf Ausnahmefälle beschränktes Ermessen ein. Der Be-

scheid vom 12. November 1982 und der Widerspruchsbescheid ent-
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hielten jedoch keinerlei Ermessenserwägungen, obwohl sie nach dem

konkreten Sachverhalt in Betracht kommen könnten. Wenn der Kläger

die Wiederheirat nicht angezeigt haben sollte, habe zwar er die

Uberzahlung im wesentlichen verursacht und verschuldet; es könne

dann aber auch der Beklagten eine gewisse Mitverursachung und ein

gewisses Mitverschulden vorgeworfen werden. Im weiteren hat das

LSG den während des Berufungsverfahrens erteilten Bescheid vom

15. April 1985 aufgehoben, in dem die Beklagte ergänzend ange—

führt hatte, daß die Aufhebung den Umständen nach auf die Ver-

gangenheit zu erstrecken gewesen sei.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine

Verletzung des % U8 Abs 1 Satz 2 Nr 2 SGB 10. Der Kläger sei

seiner Mitteilungspflicht zumindest grob fahrlässig nicht nach-

gekommen; für deren Erfüllung trage er die Beweislast. Ermes-

senserwägungen seien nicht erforderlich gewesen, da kein Aus—

nahmefall vorgelegen habe; der Beklagten könne ein Mitverschulden

nicht entgegengehalten werden.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben, soweit es die

Berufung der Beklagten zurückgewiesen hat, und

in diesem Umfang die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Nach seiner Meinung war die Berufung der Beklagten bereits unzu—
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lässig. Im übrigen seien auch die Voraussetzungen des 5 48 Abs 1

Satz 2 Nr 2 SGB 10, für welche die Beklagte die Beweislast trage,

nicht gegeben.

II

Auf die Revision der Beklagten, die sich nicht gegen die Aufhe-

bung des Bescheides vom 15. April 1985 wendet, war das Urteil

des SG in dem die Berufung der Beklagten betreffenden Teil auf—

zuheben und der Rechtsstreit insoweit an das LSG zurückzuverwei—

sen.

Das LSG hat die Berufung der Beklagten zu Recht als zulässig an—

gesehen. Das mit der Berufung aufrechterhaltene Klagebegehren,

den Bescheid vom 12. November 1982 (in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides) insoweit aufzuheben, als er seinerseits den

Bescheid (Verfügung) vom 18. März 1981 für den Zeitraum vom

14. Mai 1981 bis zum 14. Mai 1982 teilweise aufgehoben hatte,

betraf zwar nur die Höhe der Leistung iS des S 147 SGG; gleich-

wohl hatte die Beklagte mit einer Verfahrensrüge ihre Berufung

zulässig gemacht. Das SG hatte nicht, wie der Kläger meint, das

genannte Klagebegehren iS des 5 140 SGG übergangen, vielmehr mit

darüber, aber ohne Beifügen von Entscheidungsgründen entschieden.

In seinen Entscheidungsgründen hat sich das SG nur mit der

(teilweisen) Rücknahme der Uhg-Bewilligung für den Zeitraum vom

16. Februar bis zum 13. Mai 1981 gemäß 5 45 SGB 10 befaßt; daß

die Ausführungen hierzu auch für die (teilweise) Aufhebung der
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Uhg-Bewilligung für den Zeitraum vom 1M. Mai 1981 bis zum

14. Mai 1982 gemäß 5 48 SGB 10 gelten sollten, läßt das Urteil

nicht erkennen. Infolgedessen fehlen dem Urteil zu dem streitig

gebliebenen Klagebegehren die Entscheidungsgründe ($ 136 Abs 1

Nr 6 SGG). Auf diesem Mangel konnte die Entscheidung des SG über

das Klagebegehren beruhen (SozR 1500 5 136 Nr 8 S. 9).

Nicht zu billigen vermag der Senat dagegen, daß das LSG die Be-

rufung aus den von ihm angeführten Gründen zurückgewiesen hat.

Der Senat stimmt dem LSG darin zu, daß am 14. Mai 1981 jeden—

falls durch den Wechsel der Steuerklasse I zu der Steuerklasse V

eine wesentliche Änderung in den Verhältnissen eingetreten war,

die beim Erlaß des Bescheides vom 18. März 1981 vorgelegen

hatten. Infolgedessen war die Beklagte, als sie den angefochtenen

Bescheid vom 12. November 1982 erließ, zu der von ihr vorge—

nommenen teilweisen Aufhebung des Bewilligungsbescheides für den

Zeitraum vom 1N. Mai 1981 bis zum 1U. Mai 1982 unter den Vor—

aussetzungen des % H8 Abs 1 Satz 2 SGB 10 befugt. Nach dieser

Vorschrift soll der Verwaltungsakt vom Zeitpunkt der Verhältnisse

an aufgehoben werden, wenn einer der Tatbestände vorliegt, die in

den Nr 1 bis 4 beschrieben sind. Nach der Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts -BSG- (BSGE 59, 111, 115 : SozR 1300 % ü8

Nr 19; SozR aaO Nr 21; Urteil des Senats vom 21. Mai 1986

— 11b RAr 12/85 —; Urteile des 7. Senats vom 26. Juni 1986

— 7 RAr 126/8H - und 13.August 1986 — 7 RAr 33/85 —) bedeutet

"soll", daß der Leistungsträger beim Vorliegen eines dieser Tat—

bestände in der Regel den Verwaltungsakt rückwirkend aufhebt, daß

er jedoch in atypischen Fällen nach seinem Ermessen hiervon ab-
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sehen darf; dabei ist inzwischen klargestellt, daß die Feststel—

lung eines atypischen Falles keinen Teil der Ermessensausübung

darstellt, vielmehr im Rechtsstreit von den Gerichten zu treffen

ist. Das LSG hätte deshalb nicht beanstanden dürfen, daß die Be-

klagte das Vorliegen eines atypischen Falles nicht geprüft habe;

es mußte diese Prüfung selber vornehmen und hätte erst nach An-

nahme eines atypischen Falles den angefochtenen Bescheid wegen

fehlender Ermessensausübung aufheben dürfen.

Davon abgesehen durfte das LSG nicht außerdem offenlassen, ob

einer der Tatbestände des % ”8 Abs 1 Satz 2 Nr 2 und Nr 4 SGB 10

gegeben ist (vgl das Urteil des Senats vom 21. Mai 1986). Das

folgt schon daraus, daß die Frage, ob ein atypischer Fall vor—

liegt, sich nicht losgelöst davon beurteilen läßt, welcher der in

den Nr 1 bis 4 vorausgesetzten Tatbestände erfüllt ist. Nach der

Rechtsprechung (aaO) sind bei der Prüfung eines atypischen Falles

alle Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen. Bei den Nrn 1

bis H handelt es sich jedoch um sehr unterschiedliche Vorausset-

zungen, die zum Teil noch in Varianten verwirklicht werden können

(Nr 2: Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit; Nr “: Wissen oder

grobfahrlässiges Nichtwissen). Ohne daß geklärt ist, welcher

dieser Tatbestände aufgrund welchen Sachverhalts erfüllt ist,

läßt sich über das Vorliegen eines atypischen Falles nicht zu-

verlässig urteilen.

Die vom LSG getroffene Entscheidung, den angefochtenen Verwal-

tungsakt wegen unterbliebener Ermessensausübung aufzuheben,

konnte zudem nicht den Interessen der Beteiligten entsprechen.

_8_JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Den Beteiligten kann es nicht immer gleichgültig sein, aus

welchen Gründen ein Verwaltungsakt aufgehoben wird; sie können

erwarten, daß die Gerichte einen Verwaltungsakt wegen fehlender

Ermessensausübung nur dann aufheben, wenn sie alle zwingenden

Voraussetzungen für die Ermessensentscheidung für erfüllt halten.

Der Kläger mußte bei der vom LSG getroffenen Entscheidung damit

rechnen, daß die Beklagte nochmals einen Aufhebungsbescheid gegen

ihn erläßt und er diesen erneut wegen der von ihm nicht für

gegeben erachteten Voraussetzungen des 5 “8 Abs 1 Satz 2 SGB 10

in einer zweiten Klage anfechten muß; hätte das LSG diese

Voraussetzungen mit ihm nicht für erfüllt angesehen und deswegen

den angefochtenen Bescheid aufgehoben, brauchte er keinen Auf—

hebungsbescheid mehr zu befürchten (vgl SozR Nr 1 zu S 1ü3 SGS).

Aber auch die Beklagte hätte die vom LSG vermißte Ermessensaus-

übung nur auf unsicherer Grundlage vornehmen können, weil das

Gericht sie im Unklaren ließ, ob ihre Annahme über das Vorliegen

einer der Tatbestände des 5 H8 Abs 1 Satz 2 SGB 10 zutraf.
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Über die Kosten für das Revisionsverfahren hat das LSG in seiner

neuen Entscheidung zu befinden.
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